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SPRUCH 

Die Art, wie man gibt, bedeutet mehr, als was man gibt. 

Pierre Corneille; 1606 - 1684, französischer Dramatiker und 

Bühnendichter 

  

 Was Sie interessieren kann:  

 
 
Arbeitsrecht  
  

Mindestlohn für Einsatz in der umfassen-
den häuslichen Betreuung 

In einem vom Landesarbeitsgericht Berlin (LAG) entschiedenen 
Fall wurde eine bulgarische Staatsangehörige auf Vermittlung 
einer deutschen Agentur von ihrem in Bulgarien ansässigen Ar-
beitgeber nach Deutschland entsandt, um eine hilfsbedürftige 
96-jährige Dame zu betreuen. In dem Arbeitsvertrag war eine 
Arbeitszeit von 30 Std./Woche vereinbart. In dem Betreuungs-
vertrag war eine umfassende Betreuung mit Körperpflege, Hilfe 
beim Essen, Führung des Haushalts und Gesellschaftleisten 
und ein Betreuungsentgelt für 30 Std./Woche vereinbart. Fer-
ner war sie gehalten, in der Wohnung zu wohnen und zu über-
nachten. Nach Angaben der Pflegerin war sie über mehrere 
Monate täglich von 6 Uhr morgens bis ca. 22/23 Uhr im Einsatz 
und musste sich auch nachts bereithalten. Daher verlangte sie 
für die gesamte Zeit die Zahlung des Mindestlohns. 

Das LAG sprach der Pflegekraft den geforderten Mindestlohn 
ausgehend von einer täglichen Arbeitszeit von 21 Stunden zu. 
Zur Begründung führten die LAG-Richter aus, dass die Beru-
fung des Arbeitgebers auf die vereinbarte Begrenzung der 

 
 

  



Arbeitszeit auf 30 Std. treuwidrig ist, wenn eine umfassende 
Betreuung zugesagt und die Verantwortung sowohl für die Be-
treuung als auch die Einhaltung der Arbeitszeit der Pflegekraft 
übertragen wird. Es ist Aufgabe des Arbeitgebers, die Einhal-
tung von Arbeitszeiten zu organisieren. Dies war hier nicht ge-
schehen. Ferner war die angesetzte Zeit von 30 Std./Woche für 
das zugesagte Leistungsspektrum im vorliegenden Fall unrea-
listisch. 

 

 

Familienrecht/Erbrecht 
 
Änderungen eines Testaments bedürfen 
immer der Unterschrift 
  
Änderungen eines Testaments können grundsätzlich auch auf 
der Kopie des eigenhändig geschriebenen und unterschriebe-
nen Testaments vorgenommen werden. Voraussetzung ist da-
bei allerdings, dass auch die Änderungen mit einer Unterschrift 
des Erblassers versehen sind. 
 
Eine Erblasserin verfasste handschriftlich ein Testament. Das 
Original wurde in einem Bankschließfach deponiert und Kopien 
verwahrte sie in ihrer Wohnung. Auf einer der Kopien nahm die 
Erblasserin zwei handschriftliche Ergänzungen bzw. Streichun-
gen vor. Die erste Änderung versah sie mit Datum und Unter-
schrift, bei der zweiten Änderung hingegen fehlte eine Unter-
schrift. Nach dem Tod der Erblasserin berief sich einer der bei-
den Söhne darauf, entsprechend der beiden vorgenommenen 
Änderungen Alleinerbe geworden zu sein und beantragte die 
Erteilung eines Alleinerbscheins. 
 
Die Richter sahen in der zweiten Änderung keine gültige Testa-
mentsänderung, sodass die Erteilung des Alleinerbscheins ab-
gelehnt wurde. Nachdem die Erblasserin ihre erste Änderung 
unterzeichnet hatte, ihre zweite Änderung jedoch nicht, konnte 
nicht ausgeschlossen werden, dass es sich lediglich um einen 
Entwurf handelte, führten die Richter in ihrer Begründung aus. 
 
 
 
 
 
 
 



 

Sonstiges 
 
Besondere Regelungen für Minijobber en-
den zum 31.10.2020 
 
Von den Auswirkungen durch den Corona-Virus sind auch Mi-
nijobber und deren Arbeitgeber betroffen. Für sie gelten teil-
weise andere Regelungen als für sozialversicherungspflichtige 
Arbeitnehmer. Grundsätzlich gilt: 
Überschreiten der Verdienstgrenze: Überschreitet der Jahres-
verdienst eines Minijobbers 5.400 €, liegt nicht automatisch 
eine sozialversicherungspflichtige Beschäftigung vor. Ein Mi-
nijob bleibt auch dann bestehen, sofern die Verdienstgrenze 
gelegentlich (nicht mehr als drei Kalendermonate innerhalb ei-
nes Zeitjahres) und die Entgeltgrenze nicht vorhersehbar (nicht 
im Voraus vereinbart) überschritten werden. Grundsätzlich 
spielt hier die Höhe des Verdienstes keine Rolle. Aufgrund einer 
Verlautbarung der Spitzenorganisation der Sozialversicherung 
vom 30.3.2020 konnte ein gelegentliches Überschreiten der 
Verdienstgrenze für die Monate März bis Oktober 2020 bis zu 
fünfmal innerhalb eines Zeitjahres erfolgen. 
 
Überschreiten der Arbeitszeitgrenze: Nachdem es aufgrund der 
Corona-Pandemie im Bereich der Saisonarbeit, insbesondere in 
der Landwirtschaft, zu fehlenden Arbeitskräften gekommen ist, 
wurde die Zeitgrenze für kurzfristige Minijobs auf fünf Monate 
oder 115 Arbeitstage ausgedehnt. Die Anhebung galt für den 
Zeitraum vom 1.3.2020 bis 31.10.2020. 
 
Anmerkung: Hier gilt zu beachten, dass diese Regelungen ab 
dem Monat November 2020 nicht mehr anwendbar sind. 


